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Kooperation und Konflikt in
der sozialen Selbstverwaltung
Prozedurale Mechanismen zur inhaltlichen Abgrenzung von GSVG und ASVG

Die Sozialversicherungsprüfung (GPLA) ergibt immer wieder, dass die iSd § 2 Abs 1
Z 1 GSVG versicherten Selbständigen als DN iSd § 4 Abs 2 ASVG zu qualifizieren
sind. Die behördlichen Entscheidungen der Gebietskrankenkassen (GKK) wirken sich
somit auf den Personenkreis der im Rahmen der Sozialversicherungsanstalt der ge-
werblichen Wirtschaft (SVA) versicherten selbständig Erwerbstätigen aus, ohne dass
die SVA in das Verfahren involviert ist. Der Beitrag verortet im Geflecht zwischen
Kooperation und Konflikt die verfassungs- und verwaltungsrechtlichen Rahmen-
bedingungen.
Von Konrad Lachmayer*)
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A. Ausgangssituation

1. Veranschaulichung des Zusammenwirkens
Herr XY verfügt über die Gewerbeberechtigung „Un-
ternehmensberater“. Als Mitglied der Wirtschaftskam-
mer ist er gem § 2 Abs 1 Z 1 GSVG ex lege pflichtver-
sichert. In seiner selbständigen Tätigkeit war Herr XY
auch für die Z GmbH tätig. Bei deren Prüfung erlässt
die zuständige GKK einen Bescheid, demnach die Tä-
tigkeit von Herrn XY für die Z GmbH als Dienstver-
hältnis iSd § 4 Abs 2 ASVG anzusehen ist. Herr XY
stellt in der Folge an die SVA den Antrag auf Stornie-
rung und Gutbringung der bezahlten GSVG-Beiträge.

Dieser konkrete Fall wirft zwar die Frage der Ab-
grenzung von selbständiger Tätigkeit und Dienstver-

hältnis auf, hier soll aber nur auf die prozedurale Vor-
gehensweise der SVA eingegangen werden, die das Be-
stehen eines Dienstverhältnisses bestreitet und weiter-
hin die Versicherungszugehörigkeit zur SVA iSd Art 2
GSVG annimmt.1)

Die Antwort auf die gestellte Frage ergibt sich primär
aus § 413 Abs 1 Z 2 ASVG: „Der Landeshauptmann ent-
scheidet [. . .] unter Ausschluss eines Bescheidrechtes der
beteiligten VTr über die Versicherungszugehörigkeit oder
Versicherungszuständigkeit [. . .] auf Antrag eines betei-
ligten Versicherungsträgers [. . .] wenn Zweifel oder Streit
darüber bestehen, welcher Versicherung eine Person ver-
sicherungs-[. . .]zugehörig ist oder welcher Versicherungs-
träger für sie versicherungs-[. . .]zuständig ist.“2) Interes-
santerweise wird diese Bestimmung jedoch nicht ange-
wendet, ua auch deswegen, weil der SVA regelmäßig
die entsprechenden Informationen fehlen.

Dieser Beitrag geht zunächst auf die Abgrenzung
von ASVG und GSVG3) ein, trifft verfahrensrechtliche
Klarstellungen (Pkt B), erörtert die verfassungsrechtli-
chen Rahmenbedingungen (Pkt C) und entstrickt die
einfachgesetzlichen Komplexitäten (Pkt D).

2. Zur Abgrenzung von ASVG und GSVG

a) Freie DN und Neue Selbständige
Ausgangspunkt der rechtlichen Komplexitäten ist der
Vorrang der ASVG-Pflichtversicherung vor der
GSVG-Versicherung. Gem § 1 GSVG werden die Be-
stimmungen des GSVG nur dann relevant, soweit die
betroffenen Personen „nicht auf Grund dieser Erwerbs-
tätigkeit nach einem anderen Bundesgesetz pflichtversi-

*) Besonderer Dank ist Harald Eberhard, Thomas Neumann undMartin
Risak für zahlreiche Diskussionen und Theodor Tomandl für kritische
Durchsicht auszusprechen. Die hier dargestellte Analyse verbleibt die
Meinung des Autors dieses Beitrags.

1) Der vorliegende Fall dient zur Veranschaulichung und entstammt ei-
nem konkreten Verfahren, dass an dieser Stelle stark abstrahiert
wurde. Für das Zurverfügungstellen der anonymisierten Unterlagen
sei Thomas Neumann gedankt.

2) Siehe dazu umfassend Kneihs in Mosler/Müller/Pfeil (Hrsg), Der
SV-Komm (2013) § 413 Rz 12 ff.

3) Siehe dazu sogleich unter A.2.

ZAS 2013/25
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chert sind.“ § 4 Abs 2 ASVG legt fest: „Dienstnehmer im
Sinne dieses Bundesgesetzes ist, wer in einem Verhältnis
persönlicher und wirtschaftlicher Abhängigkeit gegen
Entgelt beschäftigt wird“. Ob persönliche und wirt-
schaftliche Abhängigkeit vorliegt, kann im Einzelfall
zu schwierigen Abgrenzungsfragen führen.4)

Für die Abgrenzung zwischen den „Neuen Selb-
ständigen“ und Freien DN hat der Gesetzgeber beson-
dere Regelungen entwickelt. Neuer Selbständiger gem
§ 2 Abs 1 Z 4 GSVG ist – im Gegensatz zum Alten
Selbständigen gem § 2 Abs 1 Z 1 GSVG, bei denen
es auf die durch die Gewerbeberechtigung vermittelte
Pflichtmitgliedschaft in der Wirtschaftskammer an-
kommt –, wer Einkünfte aus betrieblichen Tätigkeiten
iSd EStG bezieht. Dagegen ist Freier DN gem § 4
Abs 4 ASVG, wer Entgelt aus Dienstleistungen be-
zieht, die er im Wesentlichen persönlich erbringt,
ohne über wesentliche eigene Betriebsmittel zu verfü-
gen. Verfahrensrechtliche Sonderbestimmungen und
Vorgehensweisen sollen die schwierige inhaltliche
Abgrenzung ex ante klären (etwa § 194a GSVG)
und die Konsequenzen ex post abschwächen (etwa
§ 10 Abs 1 a iVm § 410 Abs 1 Z 8 ASVG).

Zuordnungsprobleme treten bei der formalen Versi-
cherungspflicht der Mitglieder der Wirtschaftskammer
gem § 2 Abs 1 Z 1 GSVG auf. Trotz des Vorliegens ei-
ner Gewerbeberechtigung hat durch die GKK nach Prü-
fung der tatsächlichen Verhältnisse bei Vorliegen der
Voraussetzungen (persönliche und wirtschaftliche Ab-
hängigkeit gegen Entgelt) eine Einbeziehung als DN
zu erfolgen.5) Die dabei anzuwendende verfahrensrecht-
liche Herangehensweise soll im Folgenden analysiert
werden.

b) Normative und konzeptionelle Differenzierungen
Aus der Perspektive des allgemeinen Verwaltungsrechts
ist die Begründung der Sozialversicherungsrechts-
verhältnisse6) von besonderer Bedeutung. Diese erfolgt
im Regelfall nicht per Bescheid, sondern durch Ge-
setz: „Verwaltungsrechtsverhältnisse entstehen insofern
‚durch Gesetz‘ als mit der Erfüllung der Tatbestandsele-
mente eines insoweit unmittelbar wirkenden Gesetzes
[. . .] das Recht des einen auf Erfüllung einer Pflicht des
anderen entsteht“.7) Regelmäßig wird kein individueller
Verwaltungsakt erlassen. Nur im Zweifels- oder Kon-
fliktfall werden Verwaltungsrechtsverhältnisse durch
Bescheid feststellend bestätigt. Es ist daher zu differen-
zieren, ob ein Bescheidverfahren (iS eines Feststellungs-
bescheids) durchgeführt wird oder nicht.

Eine weitere Differenzierung für das Zusammen-
spiel von ASVG und GSVG bezieht sich auf die Unter-
scheidung zwischen der Begründung des Versiche-
rungsverhältnisses und der Konkretisierung desselben
in der Festlegung der Beitragspflicht. Während das Ver-
sicherungsverhältnis allgemein das Verwaltungsrechts-
verhältnis zwischen Versicherungsträger (VTr) und
Versichertem (bzw etwa auch demDG) begründet, baut
die Festlegung der Beitragspflicht auf einem bestehen-
den Versicherungsverhältnis (also einer gesetzlich vor-
gesehenen Versicherungspflicht) auf.

Es sind daher folgende Konstellationen im Rahmen
des Zusammenspiels von GSVG und ASVG zu unter-
scheiden:

Ü Versicherungspflicht
– gesetzliche Begründung ohne Bescheidverfahren
(va iSd § 2 Abs 1 Z 1 GSVG)

– Feststellung mit Bescheidverfahren (etwa auf An-
trag iSd § 2 Abs 1 Z 4 iVm § 194a GSVG, aber
auch § 410 Abs 1 Z 8 ASVG)

Ü Beitragspflicht
– gesetzliche Begründung ohne Bescheidverfahren
(§§ 25ff GSVG)

– Feststellung der Beitragspflicht mit Bescheidver-
fahren (§ 410 iVm § 409 ASVG)

B. Verfahrensrechtliche Klarstellungen

1. Zur Anwendbarkeit des AVG in
sozialversicherungsrechtlichen Verfahren

Das prozedurale Zusammenwirken zwischen den un-
terschiedlichen Sozialversicherungsträgern (SVTr) fin-
det in einem Zusammenspiel von AVG und ASVG
statt. Es sind daher im sozialversicherungsrechtlichen
Verwaltungsverfahren zwei Ebenen verfahrensrechtli-
cher Regelung miteinander in Einklang zu bringen:
die allgemeine Ebene des AVG und die verfahrens-
rechtlichen Sonderbestimmungen des ASVG.

Aus verfahrensrechtlicher Sicht ist die grundsätzli-
che Nicht-Anwendbarkeit des AVG der Ausgangs-
punkt.8) Diese wird durch § 357 ASVG wieder durch-
brochen, wonach das AVG auf „Verfahren der Versiche-
rungsträger in Leistungssachen und in Verwaltungssa-
chen“ anzuwenden ist. Das betrifft vor allem die
Anwendbarkeit der §§ 38 und 69 AVG.9) Durch den
Verweis des § 194 GSVG auf den 7. Teil des ASVG
(§§ 352ff ASVG) bezieht sich § 357 ASVG auch auf
das Verfahren iSd GSVG.

Ab 2014 gilt jedoch das AVG als Folge der Verwal-
tungsgerichtsbarkeitsreform10) als Regelverfahren für
das ASVG; nur in Leistungssachen bestehen Einschrän-
kungen.11) Unabhängig davon kommt das AVG jedoch
nicht zur Anwendung, wenn die Versicherungspflicht
oder Beitragspflicht unmittelbar durch Gesetz begrün-
det wird, da kein Verwaltungsverfahren stattfindet.

2. Von Zuständigkeitskonflikten
und Vorfragen

Gem § 194a GSVG hat der VTr auf Antrag durch Fest-
stellungsbescheid zu entscheiden, ob eine Pflichtversi-
cherung gem § 4 Abs 4 ASVG („Freier DN“) oder § 2
Abs 1 Z 4 GSVG („Neuer Selbständiger“) vorliegt. Da-

4) Siehe dazu etwa mwN Zehetner in Sonntag (Hrsg), ASVG Jahres-
kommentar3 (2012) § 413 Rz 25 ff.

5) Scheiber in Sonntag (Hrsg), GSVG Kommentar (2012) § 2 Rz 10; s
auch Höfle, Sozialversicherungsrechtliche Behandlung des Gewer-
bescheins, ASoK 2007, 234.

6) B. Raschauer, Allgemeines Verwaltungsrecht3 (2009) Rz 1183 ff.
7) B. Raschauer, Allgemeines Verwaltungsrecht3 (2009) Rz 1197.
8) Art I Abs 2 lit B Z 27 EGVG.
9) Diese Bestimmungen wären jedoch auch ohne § 357 ASVG rele-

vant, da sie als Grundsätze eines rechtsstaatlichen Verwaltungsver-
fahrens jedenfalls anzuwenden wären. Siehe Thienel/Schulev-
Steindl, Verwaltungsverfahrensrecht5 (2009) 71, sowie in Hinblick
auf die SVTr Oberndorfer/Muzak, Verfahrensrecht, in Tomandl
(Hrsg), Sozialversicherungssystem 6.1.2.

10) Siehe die RV 2195 BlgNR 24. GP.
11) Vgl § 360 b Abs 1 ASVG idF Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpas-

sungsgesetz in der Sozialversicherung (VwAG SV), RV 2195 BlgNR
24. GP.
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bei haben SVA und GKK zusammenzuarbeiten. Nach
Aminger-Solich liegt hier ein „Zuständigkeitskonflikt
zwischen den Gebietskrankenkassen und der SVA“12)

vor, mit dem „massive verfassungsrechtliche Beden-
ken“13) verbunden sein sollen. Es handelt sich allerdings
nicht um Zuständigkeitskonflikte im verwaltungs-
verfahrensrechtlichen Sinne.14) Zuständigkeitskonflikte
iSd § 5 AVG liegen vor, „wenn zwei (oder mehrere)
[. . .] die Zuständigkeit zur Behandlung und Erledigung
derselben Sache [. . .] in Anspruch nehmen oder ableh-
nen, zumindest eine davon aber zu Unrecht.“15) Dieselbe
Sache wiederum setzt voraus, dass „dieselbe Rechtsnorm
auf denselben Sachverhalt angewendet werden soll“.16)

Wenn jedoch die GKK und die SVA über die Versiche-
rungspflicht uneins sind, liegt zwar derselbe Sachver-
halt (Versicherungspflicht), nicht aber dieselbe Rechts-
norm vor. Die GKK hat die Bestimmungen des ASVG,
die SVA die Bestimmungen des GSVG anzuwenden. Es
liegt somit kein Zuständigkeitskonflikt iSd AVG vor,
sondern ein inhaltlicher Konflikt über die Versiche-
rungspflicht. Wer über die Versicherungspflicht ent-
scheidet, entscheidet damit nur indirekt über die Zu-
ständigkeit der Behörde. Es besteht daher kein Konflikt
über die Zuständigkeit, sondern über die Kompetenz ei-
ner Behörde, die sachliche Zuständigkeit für eine an-
dere Behörde indirekt mitzuentscheiden.

Die Lösung dieses Konflikts wird verfahrensrecht-
lich in Form einer Vorfragenkonstruktion gelöst, die
von § 38 AVG abweicht. Gem § 38 AVG kann die Be-
hörde Vorfragen, die als Hauptfragen von anderen Ver-
waltungsbehörden zu entscheiden wären, entweder
selbst entscheiden oder das Verfahren aussetzen, wenn
die Vorfrage bereits Gegenstand eines anhängigen Ver-
fahrens bildet oder ein solches Verfahren gleichzeitig
anhängig gemacht wird. Gem § 194a GSVG17) darf
die SVA jedoch das Vorliegen der Versicherungspflicht
gem § 4 Abs 4 GSVG nicht als Vorfrage selbst beurtei-
len, sondern muss das Verfahren aussetzen und der
GKK einen Monat für eine Entscheidung Zeit lassen.
Der SVA wird auf diese Weise die Mitwirkungsmög-
lichkeit an einer Entscheidung verwehrt, die die Ausge-
staltung ihres Wirkungsbereichs betrifft. Diese Kon-
struktion erscheint jedoch unter Anwendung der in-
haltlichen Vorrangstellung der Versicherungspflicht
gem ASVG konsequent und entspricht dem allgemei-
nen Konzept des AVG.

In anderen Bescheid(!)verfahren gem § 194a
GSVG,18) die Konflikte über die Versicherungspflicht
zwischen SVA und GKK betreffen, ist auf § 38 AVG zu-
rückzugreifen. Die SVA hat die Wahl, das Verfahren
auszusetzen und die Entscheidung der GKK abzuwarten
oder selbst zu entscheiden. Im zweiten Fall ist allerdings
§ 69 Abs 1 Z 3 AVG und die Verpflichtung zur Wieder-
aufnahme innerhalb von drei Jahren nach Erlassung des
Bescheids zu berücksichtigen. Hat die GKKnachträglich
in wesentlichen Punkten anders entschieden, so hat die
SVA das Verfahren wiederaufzunehmen.

3. Vorfragen von Vorfragen . . .
Die Frage nach der Versicherungspflicht (ASVG oder
GSVG) stellt sich auch in Verfahren über die Beitrags-
pflicht. Aus unterschiedlichen Gründen kann es bei der
Festlegung der Beitragspflicht zu einem Bescheidver-

fahren kommen, auch wenn sich die Versicherungs-
pflicht bereits aus dem Gesetz ergibt. Die Vorfrage einer
Vorfrage ist aber nicht als Vorfrage zu qualifizieren, da
Vorfragen iSd § 38 AVG „nur jene Vorfragen (sind), die
als Hauptfragen von anderen Verwaltungsbehörden [. . .]
zu entscheiden wären“.19) Ist die relevante Frage keine
Hauptfrage der anderen Behördenentscheidung, son-
dern selbst eine Vorfrage, handelt es sich nicht um eine
Vorfrage für die eine Behördenentscheidung. Da aber
die Versicherungspflicht die Vorfrage der Beitrags-
pflicht ist und die Frage der Versicherung gem ASVG
eine Vorfrage der Versicherungspflicht gem GSVG, ist
für die Beitragspflicht die Frage einer Versicherung
gem ASVG keine Vorfrage.

Konsequenz dieser verfahrensrechtlichen Beurtei-
lung ist, dass bei der bescheidmäßigen Festlegung der
Beitragspflicht zwar die Frage der Versicherungspflicht
gem GSVG als Vorfrage mitentschieden werden kann,
die Frage der Versicherungspflicht gem ASVG dann je-
doch nicht mehr geprüft werden muss.

4. Wechselseitige Verrechnung aufgrund
einer bescheidmäßigen GPLA

Ein besonderer Koordinationsbedarf wird allerdings
nicht schon zum Zeitpunkt des Eintritts in die Versiche-
rung virulent, sondern erst zum Zeitpunkt der Überprü-
fung der Sozialversicherungspflicht durch die GKK,20)

im Rahmen der Sozialversicherungsprüfung gem § 41a
ASVG in Form der gemeinsamen Prüfung aller lohnab-
hängigen Abgaben (GPLA), die Fragen der Versiche-
rungspflicht gem ASVG bzw GSVG aufwirft. In diesem
Fall klärt ua die GKK als KVT die Versicherungspflicht
gem ASVG.21) Wird der Prüfbericht nicht anerkannt,
kann die Erlassung eines Bescheids verlangt werden.22)

In diesem Verfahren hat die SVA keine Parteistellung,
wenn die Prüfung ergeben hat, dass eine Versicherungs-
zugehörigkeit zur SVA hinter einer Versicherungszuge-
hörigkeit zur GKK zurückzutreten hat.

Hinsichtlich der wechselseitigen Verrechnung be-
steht eine Sonderregelung. Bei nachträglicher Umstel-
lung von Neuen Selbständigen auf Freie DN erfolgt
die wechselseitige Verrechnung nicht ex tunc, sondern
ex nunc.23) Dagegen wird für (echte) DN mangels ein-

12) Aminger-Solich in Sonntag, GSVG § 194 a Rz 13.
13) Aminger-Solich in Sonntag, GSVG § 194 a Rz 13.
14) Versicherungszuständigkeit iSd § 413 Abs 1 Z 2 ASVG meint die

Zuständigkeit eines SVTr für die (Durchführung der) Versicherung ei-
ner bestimmten Person für eine bestimmte Tätigkeit. Zuständigkeits-
konflikte in Bezug auf die Versicherungszuständigkeit beziehen sich
auf die Frage bzw den Konflikt zwischen unterschiedlichen SVTr,
welcher Träger für die Versicherung einer bestimmten Person in Hin-
blick auf eine bestimmte Tätigkeit zuständig ist.

15) Siehe Hengstschläger/Leeb, AVG Kommentar (2004) § 5 Rz 1.
16) VwGH 1. 7. 1982, 622/78, und Hengstschläger/Leeb, AVG § 4

Rz 1.
17) § 10 Abs 1 a, § 410 Abs 1 Z 8 ASVG.
18) Die geschilderte Problematik besteht aber vor allem in jenen Verfah-

ren, in denen überhaupt kein Bescheid erlassen wird.
19) Siehe Hengstschläger/Leeb, AVG § 38 AVG Rz 2.
20) Gem § 41 a ASVG.
21) Siehe dazu Feik in Mosler/Müller/Pfeil, SV-Komm § 41 a ASVG

Rz 1 ff; Resch, Beitragsprüfung durch die Gebietskrankenkasse –

Schätzungen und Parteiengehör, taxlex 2006, 82.
22) § 410 Abs 1 Z 7 ASVG. Feik inMosler/Müller/Pfeil, SV-Komm § 41 a

ASVG Rz 2. Die GPLA kann daher zu einem Bescheidverfahren füh-
ren, muss aber nicht.

23) § 10 Abs 1 a, § 410 Abs 1 Z 8 ASVG iVm § 2 Abs 1 Z 4 GSVG.
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schlägiger Sonderregelungen und trotz Kritik in der
Lit24) diese Sonderregelung nicht angewendet.25)

Kommt die GKK zum Schluss, dass der bestehenden
Sozialversicherung gem GSVG eine Versicherungs-
pflicht gem ASVG entgegensteht, so entsteht die Not-
wendigkeit einer Abwicklung der ungebührlich entrich-
teten Beiträge gem § 41 GSVG. Gegenüber dem Versi-
cherten verjährt die Rückforderung ungebührlich ent-
richteter Beiträge nach fünf Jahren,26) für den VTr
besteht jedoch keine derartige Verjährungsfrist. Der
unzuständige VTr hat die ungebührlich entrichteten
Beiträge vielmehr für den gesamten Zeitraum an den
zuständigen VTr zu überweisen.27)

Bestreitet die SVA die Rückabwicklung gem § 41
GSVG (mit oder ohne vorangegangenes Bescheidverfah-
ren), so kann sie den Konflikt in Form eines Streits über
die Versicherungszugehörigkeit an den Landeshaupt-
mann (LH) gem § 413 Abs 1 Z 2 ASVG herantragen.28)

5. Konsequenzen für das Zusammenspiel
von SVA und GKK

Die SVA hat bei Feststellung der Versicherungspflicht
iSd ASVG die entsprechenden (und um Aufwendun-
gen) bereinigten Beträge an die GKK zu überweisen,
ohne in die Entscheidung der GKK eingebunden zu
sein. Dies erscheint bezüglich der Abgrenzung zwischen
Neuen Selbständigen und Freien DN nachvollziehbar,
da die SVA bereits beim Entstehen der Versicherungs-
pflicht klären kann, ob dieser eine anderweitige Versi-
cherungspflicht entgegensteht. Das gilt auch für Fälle,
bei denen sich im Nachhinein herausstellt, dass die Ver-
sicherungspflicht gem GSVG betrügerisch erschlichen
oder missbräuchlich behauptet wurde.

Problematisch sind aber jene Fälle, in denen die in-
haltliche Abgrenzung nicht eindeutig und der argu-
mentative Entscheidungsspielraum groß ist. In der Ver-
waltungspraxis werden sie durch die GKK entschieden.
Entspricht dies und der bestehende Konfliktlösungsme-
chanismus gem § 413 Abs 1 Z 2 ASVG durch den LH
den verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen für
das Zusammenspiel unterschiedlicher Selbstverwal-
tungskörper?

C. Verfassungsrechtliche
Rahmenbedingungen

Es kann an dieser Stelle nicht auf die Grundsatzdebatte
des Verständnisses der SVTr als Selbstverwaltungskör-
per im Details eingegangen werden;29) es wird vielmehr
davon ausgegangen, dass zentrale Elemente der Selbst-
verwaltung sich auch im Rahmen der SVTr manifestie-
ren, auch wenn diese nicht auf alle Elemente zutrifft.30)

Die SVA ist ebenso wie die GKK als Selbstverwaltungs-
körper iSd Art 120aff B-VG zu verstehen.31)

Selbstverwaltung zeichnet sich zentral durch einen
Zusammenschluss eines Personenkreises aus, der pri-
mär vom einfachen Gesetzgeber festgelegt wird.32) Aus
verfassungsrechtlicher Sicht sind dafür in Bezug auf
das Sachlichkeitsgebot „objektive und sachlich gerecht-
fertigte Momente“ erforderlich.33) Dies geschieht für
die SVA durch die Regelungen der §§ 1ff GSVG. Die
Selbstverwaltungskörper in der sozialen Selbstverwal-
tung sind in sich abgeschlossen und von den anderen

Selbstverwaltungskörpern unabhängig. Die Auslegung
dieser Regelungen erfolgt im Rahmen des eigenen Wir-
kungsbereichs der SVA. Durch Instanzenzüge über den
eigenen Wirkungsbereich der Selbstverwaltungskörper
hinaus34) und die aufsichtsbehördlichen Rechtsinstru-
mente35) werden aber Entscheidungen iZm der Festle-
gung des Personenkreises auch durch die Aufsichtsbe-
hörden getroffen,36) womit aber die Selbstverwaltungs-
konzeption nicht aufgegeben wird. Die Festlegung des
Personenkreises eines SVTr durch einen anderen SVTr
ist damit aber nicht vereinbar.

Das B-VG geht von der Gleichrangigkeit verschie-
dener Selbstverwaltungskörper und damit auch der
SVtr aus. Die Trennung erfolgt nach inhaltlichen Krite-
rien, die sich auf den jeweils versicherten Personenkreis
in Form der Versicherungspflicht beziehen.37) Die ver-
fassungsrechtliche Sachlichkeit wird insoweit gewahrt,
als eine Person wegen ein- und derselben Tätigkeit
nicht zweifach versichert werden darf. Jede Person fällt
mit jeder der von ihr ausgeübten Tätigkeiten unter eine
Versicherungszugehörigkeit, unter einen Personenkreis
eines SVTr. Insoweit sind auch die jeweiligen Selbstver-
waltungskörper in der sozialen Selbstverwaltung in sich
abgeschlossen, von den anderen Selbstverwaltungskör-
pern unabhängig und diesen strukturell gleichrangig.

Vor diesem Hintergrund ist der Konfliktlösungsme-
chanismus des § 413 Abs 1 Z 2 ASVG zu analysieren.
Dieses Verfahren ist notwendig, da ohne eine derartige
Regelung ein Selbstverwaltungskörper den geschlosse-
nen Personenkreis eines anderen Selbstverwaltungskör-
pers durch Entzug von Personen mittels Bescheid ver-
ändern könnte. Dabei ist – wie dargestellt – die verfas-
sungsrechtliche Bedeutung des relevanten Personen-
kreises des Selbstverwaltungskörpers ebenso wie die
Gleichrangigkeit der Selbstverwaltungskörper von Be-

24) Kietaibl, Sozialversicherungsrechtliche Rückabwicklung bei aufge-
deckter Scheinselbständigkeit, ZAS 2006, 170.

25) Derntl in Sonntag, GSVG § 41 Rz 13.
26) § 41 Abs 1 GSVG.
27) § 41 Abs 3 GSVG.
28) Siehe dazu unter D. 3.
29) Siehe VfSlg 15.697/1999; 17.023/2004, 17.869/2006 sowie etwa

mwN Kröll/Lienbacher § 31 ASVG, in Mosler/Müller/Pfeil (Hrsg),
Der SV-Komm (2013) Rz 3 ff; Souhrada, Soziale Selbstverwaltung,
in ÖVG (Hrsg), Selbstverwaltung in Österreich (2009) 185 ff;
Korinek/Leitl-Staudinger, Organisation der Sozialversicherung, in
Tomandl (Hrsg), Sozialversicherungssystem 4.1.3.

30) Siehe Stolzlechner, Art 120 a B-VG, in Kneihs/Lienbacher (Hrsg),
Rill-Schäffer-BVR Kommentar (2010) Rz 2, unter Hinweis auf Ko-
rinek, Selbstverwaltung in der Sozialversicherung, ZAS 1972, 163
(167).

31) Siehe Korinek/Leitl-Staudinger in Tomandl (Hrsg), Sozialversiche-
rungssystem 4.1.3.

32) Verfassungsgesetzlicher Ausgangspunkt ist Art 120 a Abs 1 B-VG,
der normiert, dass „Personen [. . .] zur selbständigen Wahrnehmung
öffentlicher Aufgaben, die in ihrem ausschließlichen oder überwie-
genden gemeinsamen Interesse gelegen und geeignet sind, durch
sie gemeinsam besorgt zu werden, durch Gesetz zu Selbstverwal-
tungskörpern zusammengefasst werden“ können. Siehe idS schon
VfSlg 17.869/2006.

33) Stolzlechner, Art 120 a B-VG, in Kneihs/Lienbacher (Hrsg), Rill-
Schäffer-BVR-Kommentar (2010) Rz 3.

34) Hauer, Aufsicht und Kontrolle, in ÖVG (Hrsg), Selbstverwaltung in
Österreich (2009) 75 (91).

35) Siehe dazu unter D. 2.
36) Souhrada, Soziale Selbstverwaltung, in ÖVG (Hrsg), Selbstverwal-

tung in Österreich (2009) 215.
37) Siehe Souhrada, Soziale Selbstverwaltung, inÖVG (Hrsg), Selbstver-

waltung in Österreich (2009) 185 f, 190 ff; Korinek/Leitl-Staudinger,
Organisation der Sozialversicherung, in Tomandl (Hrsg), Sozialversi-
cherungssystem 4.1.2.
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deutung. An diese verfassungsrechtlichen Vorgaben ist
schließlich auch das „Recht auf Selbstverwaltung“, wie
es Art 120b Abs 1 B-VG festlegt, gekoppelt: „Die Selbst-
verwaltungskörper haben das Recht, ihre Aufgaben in ei-
gener Verantwortung frei von Weisungen zu besorgen“.
Mit Stolzlechner38) ist von einem subjektiven Recht
der Selbstverwaltungskörper auszugehen, wenn andere
Selbstverwaltungskörper eine solche Entscheidungs-
kompetenz für sich beanspruchen.

D. Einfachgesetzliche Komplexitäten

1. Informelle Schlichtungsstelle
In der Verwaltungspraxis werden für die genannten
Versicherungszugehörigkeitsfragen zwischen GKK
und SVA die Möglichkeiten des § 413 Abs 1 Z 2 ASVG
nicht wahrgenommen. Stattdessen wurde in der Träger-
konferenz des Hauptverband der SVTr v 5. 6. 2012 be-
schlossen, eine informelle Schlichtungsstelle „zur Klä-
rung von Abgrenzungsfällen“ einzurichten: „In Fällen,
die eine (mögliche) Umstellung eines vermeintlichen Ver-
sicherungsverhältnisses nach dem GSVG [. . .] in ein
Pflichtversicherungsverhältnis nach dem ASVG bei einer
GPLA zum Gegenstand haben, sollen SVA-[. . .]Vertreter
zur Schlussbesprechung – die Zustimmung der Dienstge-
ber vorausgesetzt – nachweislich eingeladen und ange-
hört werden. [. . .] SVA- bzw SVB-Vertretern wird die
Möglichkeit gegeben, Empfehlungen auszusprechen. Ziel
ist es bereits vor der Entscheidungsfällung eine (allenfalls
einvernehmliche) Entscheidungsfindung zu ermögli-
chen.“Auf diese Weise wurde informell eine Quasi-For-
malparteistellung der SVA geschaffen. Dadurch wird
zum einen der Informationsaustausch von Seiten der
GKK zur SVA gewährleistet, zum anderen kann die
SVA ihre rechtliche wie faktische Einschätzung im kon-
kreten Fall für die GKK zur Verfügung stellen.

Allerdings bleibt die SVA dadurch formal prozedu-
ral vom Verfahren ausgeschlossen; rechtliche Möglich-
keiten zur Anfechtung hoheitlicher Entscheidungen im
Rahmen der GPLA sind damit nicht verbunden. Eine
mögliche Verdichtung dieses Ansatzes bestünde jedoch
in Form einer Formalparteistellung der SVA im Rah-
men der GPLA.39)

2. Verfahren vor dem Landeshauptmann

a) Aufsichtsbehördliche Konfliktlösung
Neben der informellen Koordination besteht durch die
Bestimmungen der §§ 413ff ASVG im Konfliktfall ein
aufsichtsbehördlicher40) Mechanismus, um den unter-
schiedlichen Selbstverwaltungskörpern von außen klare
Entscheidungen zur Verfügung zu stellen. Gem § 413
ASVG entscheidet der Landeshauptmann unter Aus-
schluss eines Bescheidrechts der beteiligten VTr über
die Versicherungszugehörigkeit oder Versicherungszu-
ständigkeit auf Antrag eines beteiligten VTr, wenn
Zweifel oder Streit darüber bestehen, welcher Versiche-
rung eine Person versicherungszugehörig ist oder wel-
cher VTr für sie versicherungszuständig ist. Im Rahmen
des Verfahrens kommt das AVG uneingeschränkt gem
Art I Abs 2 lit A Z 1 EGVG zur Anwendung.41) Daher
kann sich die SVA, sobald die GKK eine Entscheidung
trifft, die ihre Versicherungszuständigkeit bejaht, ob-

wohl eine Versicherungszugehörigkeit zur SVA besteht,
an den LH wenden, soweit sie die Versicherungszustän-
digkeit der GKK bestreitet.42) Der LH hat sodann unab-
hängig von den Vorentscheidungen, die von den SVTr
ohne oder mit Bescheid getroffen wurden, über die Ver-
sicherungszuständigkeit zu entscheiden.

Mit Kneihs ist festzuhalten, dass durch die bescheid-
förmige Entscheidung des LH der Bescheid der GKK
über die Versicherungspflicht gem ASVG nicht auto-
matisch aufgehoben wird.43) Es handelt sich um zwei
verschiedene Verfahren, die in keinem direkten Zu-
sammenhang stehen. Das Verfahren des LH ist erst-
instanzlich und setzt „bloß“ auf Tatbestandsebene einen
Streit zwischen den SVTr voraus. Sollte jedoch ein SVTr
einen Bescheid über die Versicherungspflicht erlassen
haben, der dem rechtskräftigen Bescheid des LH (oder
des BM) widerspricht, ist das Verfahren vom zustän-
digen SVTr von Amts wegen oder auf Antrag des ande-
ren SVTr wieder aufzunehmen,44) da die Entscheidung
über diese Versicherungszugehörigkeitsstreitigkeiten
als Vorfrage für die Entscheidung über die Versiche-
rungszugehörigkeit des jeweiligen SVTr anzusehen ist.45)

b) Parteistellung
Kneihs argumentiert zu Recht, dass den betroffenen
SVTr in diesem Verfahren Parteistellung mit Erledi-
gungsanspruch und Berufungsrecht zukommt, da sie
die Möglichkeit haben sollen, gleichberechtigt ihre Ar-
gumente kontradiktorisch auszutauschen.46) Es handle
sich um eine Legal-Formalparteistellung, die sich aus
§ 413 ASVG ergibt, da nirgends „ein subjektives Recht
der SVTr auf Einbeziehung der Pflicht- oder Selbstversi-
cherten in den Kreis ihrer Betroffenen normiert ist. Die
Pflicht- bzw Selbstversicherung des Betroffenen begründe
für den SVTr vielmehr nur Pflichten, Aufgaben und Zu-
ständigkeiten.“47) Um diese Schlussfolgerung zu treffen,

38) Stolzlechner in Kneihs/Lienbacher (Hrsg), Rill-Schäffer-BVR-Kom-
mentar (2010) Art 120 b B-VG Rz 2.

39) Siehe dazu sogleich unter D. 5.
40) Diese Entscheidungen sind entgegen Kneihs (in Mosler/Müller/Pfeil,

SV-Komm § 413 ASVG Rz 11) als rechtliches Kontrollinstrument
und damit als Instrumente der Aufsicht iS des Allgemeinen Verwal-
tungsrechts zu qualifizieren. Bei näherer Betrachtung zeigt sich, dass
sich die expliziten Aufsichtsbestimmungen auf die Zweckmäßigkeit
beziehen; die aufsichtsbehördlichen Verfahren zur Rechtmäßigkeit
finden sich aber in §§ 413 ff ASVG (s zur Rechtmäßigkeitskontrolle
Hauer, Aufsicht und Kontrolle, in ÖVG [Hrsg], Selbstverwaltung in
Österreich [2009] 75 [80 f]). Es geht im konkreten Fall auch nicht
um jene Fälle, in denen dem einzelnen Versicherten Rechtsmittel
zur Verfügung stehen (etwa gem § 412 ASVG), um seine Rechte gel-
tend zu machen, sondern um einen Konfliktlösungsmechanismus
zwischen unterschiedlichen Selbstverwaltungskörpern. IdS sind
§ 413 Abs 1 Z 2 ebenso wie etwa §§ 416, 417 ASVG als aufsichts-
behördliche Funktionen zu begreifen. Daran ändert auch die Tatsa-
che nichts, dass die Entscheidungen nicht kassatorisch getroffen
werden (s Hauer in ÖVG 90 ff). Auch wenn die Aufsicht grundsätzlich
von Amts wegen erfolgt (s Hauer in ÖVG 96), schließen die grund-
sätzlich antragsbezogenen Regelungen des § 413 Abs 1 Z 2 ASVG
(s Kneihs inMosler/Müller/Pfeil, SV-Komm § 413 ASVG Rz 22 ff) die
Aufsichtskonzeption nicht aus.

41) Siehe dazu auch Kneihs in Mosler/Müller/Pfeil, SV-Komm § 413
ASVG Rz 12.

42) Bestreitet die SVA die Versicherungszuständigkeit der GKK nicht,
werden die ungebührlich entrichteten Beiträge gem § 41 GSVG ab-
gewickelt.

43) Siehe Kneihs in Mosler/Müller/Pfeil, SV-Komm § 413 ASVG Rz 26.
44) § 69 Abs 1 Z 3 AVG iVm § 357 ASVG.
45) IdS Kneihs in Mosler/Müller/Pfeil, SV-Komm § 413 ASVG Rz 26.
46) Siehe Kneihs in Mosler/Müller/Pfeil, SV-Komm § 413 ASVG Rz 17,

20, 24.
47) So Kneihs in Mosler/Müller/Pfeil, SV-Komm § 413 ASVG Rz 13.
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muss Kneihs verfassungsrechtlich das Recht auf Selbst-
verwaltung im Rahmen der sonstigen Selbstverwaltung
ausschließen: Das Einspruchsverfahren nach §§ 412ff
ASVG sei nicht als Aufsichtsverfahren, sondern als
Rechtsmittelverfahren konstruiert, in dem allenfalls
bloß die Aufgaben und Zuständigkeiten als Selbst-
verwaltungskörper Verfahrensgegenstand sind. Eine
Art 119a Abs 9 B-VG vergleichbare Regelung fehle au-
ßerdem in Art 120a ff B-VG.

Wie oben ausgeführt,48) ist im Rahmen der
Art 120a ffB-VG von einemRecht auf Selbstverwaltung
im Rahmen der sozialen Selbstverwaltung auszugehen.
Das betrifft auch die Abgrenzung des Kreises ihrer Mit-
glieder, da diese Fragestellung – wie Kneihs zu Recht
festhält – zum Kernbereich der Selbstverwaltung ge-
hört.49) Handelt es sich also um den Kernbereich der
Selbstverwaltung, so ist damit auch das Recht auf Selbst-
verwaltung angesprochen. Auch die explizite Legalpar-
teistellung gem § 413 Abs 2 ASVG in den Fällen des
§ 412 Abs 1 Z 1 ASVG sprechen für die Annahme einer
materiellen Parteistellung gem § 413 Abs 1 Z 2 ASVG.
Die subjektive Berechtigung ist damit direkt aus dem
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Selbst-
verwaltung abzuleiten.

Für die Verwaltungspraxis erscheint diese Diskus-
sion theoretischer Natur; ihre Konsequenzen zeigen
sich jedoch bei der höchst praxisrelevanten Frage, ob
der VTr das Beschwerderecht beim VwGH besitzt.
Der VwGH gewährt es. Die daran von Kneihs50) geübte
Kritik, es fehle eine ausdrückliche gesetzliche Anord-
nung iSd Art 131 Abs 2 B-VG, trifft wegen des verfas-
sungsrechtlich vorgesehenen Rechts auf Selbstverwal-
tung nicht zu.

c) Zeitliche Fragestellungen
Die rechtskräftige Entscheidung des LH (bzw des BM)
über die Versicherungszuständigkeit wirkt gem § 413
Abs 3 ASVG in Hinblick auf die Krankenversicherung
„nur für künftig fällige Beitragsleistungen und künftig
eintretende Versicherungsfälle“. Durch das Verfahren
vor dem LH kann die SVA daher auf jeden Fall – ob
nun die Versicherungszuständigkeit der GKK oder
der SVA vorliegt – erreichen, dass die bisher bei ihr ver-
sicherten Personen nicht mit der GKK rückabgewickelt
werden müssen.51) § 413 Abs 3 ASVG ist daher als lex
specialis zu § 41 GSVG zu betrachten. E contratio kann
aus ihr abgeleitet werden, dass die rechtskräftige Ent-
scheidung des LH in den anderen Versicherungsberei-
chen ex tunc wirkt, weshalb eine Rückabwicklung im
Gesamten möglich wäre.52)

Aus der Sicht des Allgemeinen Verwaltungsrechts
ließe sich aber auch das Gegenteil argumentieren. Ver-
waltungsrechtsverhältnisse enden nach Raschauer im
Allgemeinen ab dem Eintritt des Endigungstatbestands.
Nur in dem seltenen Fall, dass die rechtliche Grundlage
des Rechtsverhältnisses rückwirkend aufgehoben wird,
entsteht die Pflicht, alle rechtsgrundlos gewordenen
Maßnahmen rückabzuwickeln.53) Folgt man diesem
Verständnis, dann könnte man dem bei den Neuen
Selbständigen eingeschlagenen Weg folgen und strittige
Fälle in einer Ex-nunc-Betrachtung abwickeln.54)

Während des laufenden Verfahrens steht es im
pflichtgemäßen Ermessen des LH, die vorläufige Leis-

tungserbringung bis zur Rechtskraft der Entscheidung
einem SVTr zu übertragen.55)

3. Das neue Verfahren vor dem
Bundesminister

Neben der Systementscheidung für die Einführung von
Verwaltungsgerichten erster Instanz ab 2014 nimmt die
Verwaltungsgerichtsbarkeitsnovelle eine weitere grund-
legende Veränderung des österr Rechtsschutzsystems
vor: die Abschaffung des Instanzenzugs-Modells iSd
Art 103 Abs 4 B-VG. Konsequenz dieser verfassungs-
rechtlichen Entscheidung ist, dass nicht nur die bisher
bestehenden Instanzenzüge abgeschafft werden, son-
dern dass sich der einfache Gesetzgeber die Zuordnung
von Zuständigkeiten in Hinblick auf die Einschränkung
auf eine Instanz zum Teil neu verteilen muss. Diese
Adaption findet im Rahmen der Verwaltungsgerichts-
barkeits-Anpassungsgesetze statt und betrifft auch den
hier interessierenden Fall des § 413 Abs 1 Z 2 ASVG.

Gem dem neuen § 412 ASVG idF VwAG-SV tritt an
die Stelle des LH für „Entscheidungen über die Versiche-
rungs(Leistungs)zugehörigkeit und -zuständigkeit“ der
BM für Soziales. Der neue § 412 Abs 6 ASVG fordert
zudem in Angelegenheiten der Kranken- und Unfall-
versicherung vor Entscheidung des BM die Herstellung
des Einvernehmens mit dem BM für Gesundheit.

Der „Ausschluss des Bescheidrechts“56) der SVTr iSd
§ 413 Abs 1 Z 2 ASVG wird wegfallen.57) Das bedeutet
jedoch nicht, dass nunmehr ein Bescheidrecht der SVTr
bestünde. Die Neuregelung ist vielmehr vor dem Hin-
tergrund des Wegfalls des Instanzenzugs zu sehen.
Gem § 412 Abs 1 ASVG ist ausschließlich der BM in
Angelegenheiten der Versicherungszugehörigkeit zu-
ständig. Gegen seine Entscheidung besteht nur die

48) Siehe unter C.
49) So Kneihs in Mosler/Müller/Pfeil, SV-Komm § 413 ASVG Rz 13.
50) So Kneihs in Mosler/Müller/Pfeil, SV-Komm § 413 ASVG Rz 11.
51) Wenn Kneihs (in Mosler/Müller/Pfeil, SV-Komm § 413 ASVG Rz 43)

dagegen argumentiert, die Rückforderung zur Ungebühr erhobener
Beiträge sei zuzulassen, bleibt unklar, wer die Entscheidung über
die Versicherungszugehörigkeit treffen soll, weil sie ex tunc nicht ge-
klärt ist. Würde die GKK die Entscheidung ihrer Versicherungszu-
ständigkeit für die Vergangenheit treffen, würde sie in den Personen-
kreis der SVA eingreifen. Eine Bindung an die Entscheidung des LH
schließt wiederum § 413 Abs 3 ASVG aus. Das Argument, im Falle
eines Einspruchs gem § 413 Abs 1 Z 1 ASVG entscheide ohnedies
der LH, ist ebenso wenig stichhaltig, da dem anderen SVTr keine
Parteistellung zukommt.

52) Siehe Kneihs in Mosler/Müller/Pfeil, SV-Komm § 413 ASVG Rz 44.
53) B. Raschauer, Allgemeines Verwaltungsrecht3 Rz 1207.
54) Siehe dazu bei der Freien-DN-Abgrenzung § 10 Abs 1 a iVm § 410

Abs 1 Z 8 ASVG.
55) § 413 Abs 5 ASVG.
56) Der bisherige Ausschluss des Bescheidrechts der SVTr in Fragen

des Konflikts über die Versicherungszuständigkeit ist – wie Kneihs
zu Recht ausführt – aus dem Blickwinkel der Wahrung der Gleichbe-
rechtigung der SVTr, also der Gleichrangigkeit der Selbstverwal-
tungskörper, zu begreifen. Kneihs in Mosler/Müller/Pfeil, SV-Komm
§ 413 Rz 17: „Eine solche Entscheidung [durch den SVTr] wäre
auch nur in engen Grenzen und nur im übertragenen Wirkungsbe-
reich verfassungsrechtlich zulässig (VfGH G 10/08 VfSlg 18.548).“
Fraglich ist, inwieweit im Rahmen des übertragenen Wirkungsbe-
reichs dafür ein Spielraum bleibt.

57) Siehe ErläutRV 2195 BlgNR 24. GP 6: „Nach dem neu gestalteten
§ 412 ASVG sind Entscheidungen über die Versicherungs- und Leis-
tungszugehörigkeit bzw die Versicherungs- und Leistungszuständig-
keit künftig vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumen-
tenschutz zu entscheiden. Abs 1 dieser Bestimmung ist § 413 Abs 1
Z 2 ASVG nachgebildet, wobei allerdings die Ausnahme von der Be-
scheidpflicht gegenüber den Versicherungsträgern nicht übernom-
men wird.“
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Möglichkeit einer Beschwerde an das Bundesverwal-
tungsgericht gem § 414 ASVG.58) Auch die Nichtiger-
klärung von rechtskräftigen Bescheiden gem § 417
ASVG wurde nunmehr gem § 416 ASVG idF VwAG-
SV dem BM für Soziales bzw BM für Gesundheit zuge-
sprochen.

Die Neuregelung durch das Verwaltungsgerichts-
barkeits-Anpassungsgesetz (RV 2195 BlgNR 24. GP)
begründet nunmehr die Zuständigkeit des BVerwG
für Beschwerden gegen Bescheide des BM ebenso wie
gegen Bescheide der SVTr. Die Materialien betonen,
mit der Einführung der zweistufigen Verwaltungsge-
richtsbarkeit seien neue Standards für die Überprüfung
von Entscheidungen der VTr in Verwaltungssachen ge-
schaffen worden, weshalb für diese Verfahren künftig
das AVG in vollem Umfang zur Anwendung kommen
soll.59)

4. Legalparteistellung?
Während das Verfahren gem § 413 Abs 1 Z 2 ASVG die
Bereitschaft zum Konflikt („Streit“) zwischen den SVTr
voraussetzt, baut die Lösung der informellen Schlich-
tungsstelle auf einem Koordinations- und Kooperati-
onsverständnis auf. Dies wirft jedoch die Frage auf,

ob de lege ferenda an eine formelle Kooperationsstruk-
tur gedacht werden sollte, die dem anderen VTr eine
Formalparteistellung im Verwaltungsverfahren einräu-
men würde.

Eine entsprechende Bestimmung findet sich bereits
in § 411 ASVG: „Hat der Träger der Krankenversiche-
rung einen Bescheid in einer Angelegenheit erlassen, wel-
che die Unfall-, Pensions- oder Arbeitslosenversicherung
betrifft, so hat der Träger der beteiligten Versicherung
[. . .] im Verfahren vor den Verwaltungsbehörden über
diese Bescheide Parteistellung.“ Dieses Modell würde
dem verfassungsrechtlichen Konzept der Selbstverwal-
tung entsprechen. Wünschenswert wäre eine Lösung
(iS eines Subsidiaritätsgedankens) bereits auf Ebene
der SVTr. Die Legalparteistellung würde die Koordina-
tion auf Ebene der SVTr ermöglichen, ohne die Option
auf eine Entscheidung im Instanzenzug bzw im verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren zu verwehren.

Ü

Ü In Kürze
Wegen der gesellschaftlichen Dynamisierung der Arbeits-
verhältnisse wird die bestehende Abgrenzung zwischen
Dienstverhältnis und selbständiger Erwerbstätigkeit immer
schwieriger. Die Zuordnung verlangt auch eine Koopera-
tion der betroffenen SVTr auf prozeduraler Ebene. Lässt
sich keine kooperative Lösung finden, muss auf auf-
sichtsbehördlicher Ebene ein Konfliktlösungsmechanis-
mus bereitgestellt werden. Dies geschah iS des verfas-
sungsrechtlichen Konzepts der sozialen Selbstverwaltung
durch Einrichtung formellgesetzlich vorgesehener Struk-
turen (§ 413 ASVG) sowie durch informelle Koordinations-
mechanismen (Schlichtungsstelle).
Für die Zukunft könnte die Situation durch Einführung einer
Formalparteistellung der SVA im Rahmen der GPLA in
Verbindung mit dem aufsichtsbehördlichen Verwaltungs-
verfahren gem § 413 ASVG optimiert werden. Das Zu-
sammenspiel von Konfliktmechanismen und Kooperati-
onsstrategien würde es den SVTr ermöglichen, die gesell-
schaftlichen Herausforderungen an die unterschiedlichen
Formen der Erwerbstätigkeit besser zu adressieren und zu
koordinieren.
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58) Es handelt sich daher bei dem Wegfall der expliziten Erwähnung des
„Ausschlusses des Bescheidrechts“ der SVTr nur um eine sprachli-
che Vereinfachung, schafft aber keine Zuständigkeiten der SVTr in
den Angelegenheiten der Konfliktlösung bei Zugehörigkeitsstreitig-
keiten zwischen SVTr.

59) Siehe RV 2195 BlgNR 24. GP 5.
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